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Medienmitteilung 

 

 

UMBAWIKO verabschiedet das überarbeitete Wirtschafts- und Ar-

beitsgesetz 

 

Solothurn, 16. Mai 2014 – Die Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommis-

sion (UMBAWKO) des Kantonsrates hat das von der Regierung über-

arbeitete Wirtschafts- und Arbeitsgesetz (WAG) zuhanden des Kan-

tonsrats verabschiedet. Weiter stimmte sie der Teilrevision des kan-

tonalen Energiegesetzes zu. 

 

Die Kommission hat die über 150 Seiten umfassende Vorlage zum WAG be-

reits im letzten Dezember beraten und hat diese mit einigen Änderungsan-

trägen verabschiedet. Die Regierung hat daraufhin im Januar entschieden, die 

Vorlage zur Überarbeitung zurück zu ziehen, nachdem weitere Anträge der 

Kommissionen und Fraktionen eingegangen waren. 

 

Die Kommission hat der überarbeiteten Fassung des WAG nun einstimmig zu-

gestimmt. Inhaltlich wurden neu auch noch die filmpolizeirechtlichen Best-

immungen in einem eigenen Gesetzesartikel zusammengefasst. Im Weiteren 

wurde das Gesetz einer weitgehend formellen Nachbearbeitung unterzogen. 

Die Kommission stimmte zudem einem Änderungsantrag von Markus Knell-

wolf (glp, Zuchwil) zu, wonach gastwirtschaftliche Betriebe sowie Take-

away/Imbiss Betriebe am Freitag und Samstag ihren Betrieb bis 4 Uhr sollen 

offen halten können. Im WAG ist dagegen vorgesehen, dass die Polizeistunde 

auf 2 Uhr festgelegt wird. 
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Ja zur Teilrevision des Energiegesetzes 

Die Kommission stimmte der geplanten Teilrevision des kantonalen Energie-

gesetzes zu. Vor zwei Jahren hat der Kantonsrat dem Regierungsrat den Auf-

trag erteilt, im kantonalen Energiegesetz ein Verbot von Elektroheizungen zu 

erlassen. Den Anstoss dazu gab ein Vorstoss von Fabian Müller (SP, Balsthal). 

Nach eingehender Diskussion sprach sich die Kommission knapp dafür aus, 

dass bestehende Anlagen bereits bis 2030 und nicht wie vom Regierungsrat 

vorgesehen bis 2035 durch andere Heizsysteme zu ersetzen sind. 

 
 
 
 
 


